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Auskunft  ertei't     Frau   Müller

Betr, :
Richtlinien  der  Bundesregierung  über  Härteleistungen  an  Opfer  \Jon  national-
sozialistischen  Unrechtsmaßnahmen   im  Rahmen  des  Allgemeinen   Kriegsfolgenge-
setzes   vom   7.   März   1988   (Bundesanzeiger   Nr.    55   vQm   19.   März   1988,   Seite   1277),
zuletzt   geändert   am   13.   Dezember   1990   (Bundesanzeiger  vom   19.   Dezember   1990,
Seite   6659)   -AKG-Härterichtlinien  -
hier:    Ihr   Antrag   vom   21.11.1990,   hier   eingegangen   am   30.11.1990

Anlg,  :
-1   -(AKG-Härterichtlinien)

Sehr  geehrter  Herr  Baijmann!

Ihren  Antrag  a!jf  Gewährung  einer  laufenden  Beihilfe  habe   ich  geprüft.
Leider  mijß  iGh  lhnen  mitteilen,   daß  es  mir  trotz  des  von   lhnen  erlittenen
Unrechts  nicht  möglich   ist,   Ihnen  eine   laufende  Beihilfe  nach  den  AKG-Härte-
richtlinien  zu   gewähren.
Nach   §   7   Abs.   2   Ziffer   1   der  Richtlinien   kann  eine   laufende   Beihilfe  bei   einer
mindestens  neunmonatigen  Haft   in  einem  Konzentrationslager  gewährt  werden.
Aufgrund  der  durchgeführten   Ermittlungen   konnte  eine,   den  Voraussetzungen
cHeser  Vorschrift  entsprechende  lnhaftierungszeit  für  Sie  nicht  nachgewiesen
werden.

Meine   Er,mittlungen  haben  ergeben,   daß  Sie  aufgrund  des   Feldurteiles  vom
30.06.1942   die   Zeit   vom   06.06.1942   bis   20.08.1942   in   U-Haft   im  Wehrmachtsge-
fängnis   Bordeaux   verbrachten.   Am  01,05.1943   wu,rden   Sie   vom  Wehrmachtsgefängnis
Bordeaux   über  das  Wehrmachtsgefängnis   Freiburg   im  Breisgau  am   14.05.1943   in   das
Polizeigefängnis   (Schubgefängnis)   Nürnberg  überstellt  und  von  dort  am
19.05,1943   in  das  Wehrmachtsgefängnis  Torgau  verbracht.   Nach  Auskurift  der
Deutschen   Dienststelle   befanden  Sie  siGh,-einem  Schreiben  vom  28.09,1943
zufolge  -   zu  diesem  Zeitpunkt   im  Wehrmachtsgefängnis  Torgau,   Fort  Zinna.   Ferner
ist   nachgewiesen,   daß  Sie  am  02,11.1943   in  die  Strafanstalt   Lingen  eingeliefert
und   am   04,11.1943   in   das   Lager   111   Brual   Rhede  transportiert  w.urden.
Trotz   umfangreicher  Emittlungen   liegen  mii-keine  Nachweise  über  den  weiter
vorgetragenen  Freiheitsentzug  vor.



Eigenen   Angaben   zuf.31ge   sind   §ie   Ende   1943/Änfang   1944   für   2   bis   3   Mi3nate   in
c!en   Emslandlagern   Sewesen   und  anschließend   nach   Bord€äux   zur  erne!jten  Verhand-
1ung   bei   dem  Gericht  Admiral   Atlantikküste,   Zweigstelle   Bc.rdeau,¥`,   am  09.03,1944
transportiert  wc}rden.   Nach  Abschlijß  der  Verhandlung  seien   Sie  wiederum   in   das
`#ehmachtsgefärignis  Torgau  überstellt  und   im  AuSust   1944   in  das  Strafbataillon
500  eingegliedert  `worden.

Wem  auch  aufgrund  der  durchgeführten   Emittlungen   und   lhrer  eigenen  Angaben
davon   ausgegangen  werden   kann,   daß  Sie   in   der   Zeit   \i'om   19.05.i943   bis
02.H.1943   in  Torgau   inhaftiert  'waren,   so   kann  diese   lnhaftierung  dSch  rii€ht
nach   §   7  Abs.   2   Ziffer   1   der  P`ichtlinien   berücksichtigt  werden,   da  Tc}rgau   erst
für  die   Zeit  vom  04,09.1944  bis   26.04,1945   als   K`enzentrati.3nslager  ausge*'iesen
ist.   Gleiches   gilt  für   lhre   lnhaftierung   in  Torgau   im  Anschluß  an  die  zweite
Gerichtsverhandlung   in   Bordeaux   im  Jahre   1944  bis   zu   lhrer   Eingliederung   ir;  das
Strafbataillon   500   im  August   1944.
Auch  wenn   die   Lebensbedingungen   in  Torgau   schc!n   vor  dem   04.09,1944   äußerst   hart
und  entbehrungsreich  waren,   zeigen  die  historischen   Erkenntnisse,   daß  sie  nicht
mit  denen   in  einem  Kcmzentrationslager  \Jergleichbar  waren.
Da   §   7   Abs.   2   Ziff.    i   der  Richtlinien  ausdrücklich  einen  mindestens   neunmonati-
gen   KZ-Aufenthalt  voraussetzt,   kann   lhr  Aufenthalt   in  Torgau   im  Rah,men  dieser\v'orschrift   nicht   bgrücksichtigt  werden.

Soweit   Sie   vortragen,   gegen   Ende   1943/Anfang   1944   für   2   bis   3   MSnate   in   den
Emslandlagern   inhaftiert   gewesen   zu  sein,   kann  dieser  Zeitraum  aufgrund  der
durGhgeführten   Ermittli!ngen   als   lnhaftierungszeit   i.   S.   d.   §   7   Abs.   2   Ziffe,r   i,
der  Richtlinien   gewertet  werden.   Da  Sie  nach  eigenen  Angaben   bei   der   zweiten
`v'erharidlung   in   Bordeaux   am  09.03,1944   persönlich   anweserrd   wären.   muß   lhr  ,Suf€nt-

h&lt   im  Lager   111   Brual   Rhede   jedoch  spätestens  Anfang  März   1944   beendet   ge-
wesen   §§in.
Für  einen  weiteren   Aufenthalt   in  einem   Konzentrationslager  ergeben   sich   r€`eine
Anha l tspunkte .
Eine  mindestens   neunmonatige   lnhaftierijng   i-n  einem   Kc}nzentratiorislager   ker!nte
daher   zu  meinem  Bedauern   nicht   nachgewiesen  werden,   Die  Vcrraussetzungen  des   .§   7
Abs.   2   Ziffer   1   der  Härterichtlinien   sind   somit   niGht   erfüllt.

Die  Voraussetzijngen   für  eine   Beihilfe  nach   §   7  Abs.   2   Ziffer  2   der  Härtericht-
linien  sind   zu  meinem  Bedauern  ebenfalls   nicht  erfüllt,
Nach  dieser  \/orschrift   kam  eine   laufende  Beihilfe  auch  bei   einer  willkürlichen
oder  einer  Freiheitsentziehung  entsprechend   §   2  Abs,   2   in  einer  anderen  Haft-
stätte   im  Sinne  des   §   43   Abs.   2   BEG   ¥on   miiidestens   achtzehn   Mc2naten   Dauer
gewährt  werden.
Voraussetzimg   ist   insoweit,   daß  eine   gesetzmäßig  verhängte  Strafe,.a!jcr{  unter
Berücksichtigung  der  c!amals   herrschenden   Zeit-und   K.riegsumstände   als  besQnders
hart   und   übemäßig  bewertet  werden  muß,
Da  die  o.   a,   Richtlinien  einen  Ausgleich  für  das  tatsächlich  erlittene  Schick-
sal   darstellen  sQllen.   ist   in   lhrem  Fall   insoweit  die  tatsächlich  \Jcillstreckte
Gnadenentscheidung  maßgebend.
Aufgrund   d§r   Entscheidung   des   Oberkc}mmandos   der   Kriegsmärine   vom   20.08.1942
wurde  das  gegen  Sie  wegen   gemeinschaftlicher  Fahnenflucht   im  Felde  ijnd  anderer
Delikte  verhängte  Todesurteil   vom  30.06.1942   in  eine  Zuchthausstrafe  vcn   12
;Jahren,   unter  Einbeziehung  der  weiteren   gegen  Sie  verhängten  Freiheit§strafen,
umgewande l t .
Im  Hinblick  auf  die   gegen  Sie  erho±.enen  Tatvorwürfe   und   unter  Ber!üGksichtigurig
der  damaligen,   auch   in  c!emokratischen  Staaten  herrschenden  Strafzumessijngs-
praxis.   kann  diese  Entscheidung  nicht  als  typisches  NS-Unrecht   gewertet  werden.
Die   Fahnenflucht   war   auch   §chQn   `v'or   der   Neufassijng   c!es   MstGB   yom   10.10.1940   mit
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erheblicher  Strafe  bedroht.   Schon  vor  Kriegsausbr!jch  wurde  Fahnenflucht  unter
bestimmten  Voraussetzungen  mit  einer  erheblichen  Zuchthausstrafe  oder  der
Todesstrafe   geahnc!et   (§§   7£   -73   MstGB   i.   d.    F.    v.16.07.i935).   Nach   diesen
Bestimmungen   konnte  die  vQn  mehreren   gemeins€haftlich  verabredete  und  ausge-
führte  Fahnenflucht   im  Felde  mit  einer  erheblichen  Zuchthausstrafe  oder  mit  dem
Tode   bestraft   werden   (§   72   Abs.    2   i.   V.   m.   Abs.1   MstGB   a.    F,}.    Bereits   vc!r
Kriegsausbruch  war   für   Fahnenfl[jcht   vc!m  Posten  `v`or  dem  Feind  ®der  aus  einer
belaqerten  Festi.inq  clie  Todesstrafe  vorgesehen,   ohne  daß  §   73  MstGB  a.   F,   die
Möglichkeit  einer  Milc!erung  hinsichtlich  der  Strafzumessung  vorsah.

Der   VergleiGh   der   Entscheidung   vom   20.08.194£   mit   den   \Jor   derri   Krieg§aiJsbruch
geltenden  Strafnormen  verdeutlicht,   daß  die   gemeinschaftliche   Fahnenfl.Jcht   im
Felc!e  stets  mit  einer  hohen  Strafe  bedrQht  war,
Ferner  müs§en  die  damaligen  Zeit-und   Kriegsumstände  mitberücksichtigt  werden.
Eine  Verschärfung  der  Strafrechtpra,¥`is   im   Kriege   kann   insGweit  niciht   c!hne
weiteres  als  typisc-hes  NS-Unrecht  Sewertet  werden,   da  auch  demokratische
Staaten  westlicher  Prägijng  dieser  Praxis  folgten,
Ein  Vergleich  der  bei   Krieg§ausbruch  gültigen  StrafandrGhung  für  g§meinschaft-
1iche   Fahnenflucht   im  Felde  mit   der   Entscheidung  des  Oberkommandcs   der   Kriegs-
marine   vom  20.08.1942   führt   unter  Berücksichtigung  der  damaligen   Kriegsumstände
dazu,   daß  die   Entscheidung   vom   20,08.1942   nii:ht   als   ty`pisGhes   NS-Unrecht   gewer-
tet  werden  kann.   Soweit   die  ausgesprochene  Strafe   in  der  erneuten  Verhandlung
am  09.03.1944   zu   einer  Gesamtstrafe   von   13   Jahren   Zuchthaus   abgeändert  `#¥jrde,
ist  dies  ebenfalls  nicht  als  N§-Llnrecht   zij  werten,   Die  Straf``fer5chärfur,g  be-
ruhte  auf  einem  zusätzlichen  Tat\Jorwurf.   über  den  erst   zu  diesem  ZeitonL``t
\Jerhandelt  wurde.   Daher  erscheint  das   \Jerhängte  Strafmaß`  auGh   im  Hinbiick  auf
die  damaligen   Zeit-und   E(`riegs¥erhältnisse   nicht  als   übermäßig  hart   und   urige-
recht .
Die  Voraussetzungen  des   §   7   Abs,   2   Ziffer   2   der  Härterichtlinien   liegen  daher
zu  meinem   Bedauern   nicht   vor.

Entgegen  lhrer  Auffassung   ist   lhre  Mitgliedächaft   in  dem  Strafbataillon  500
nach  den  Härterichtlinien  nicht  entschädigungsfähig.
Obwohl   das   BEG  eine   Entschädigung  für  die   Zugehörigkeit   zu  eiiier  Straf-oder
Bew'ährungseinheit   der  Wehrmacht   vorsah   (§   43  Abs,   3   BEG),   kann  eine  entsprechen-
de   Entschädigung   im  Rahmen  der  AKG-Härterichtlinien   nicht   in   Betracht   kommen.
In   F`enntnis  des   §   43  Abs.   3   BEG   hat   die   Bundesregierung  eine  entsprechende
\/orschrift   in  die  AKG-Härterichtlinien   gerade  nicht   aufgenommen.   Daraus   fGlgt`
daß  die  Mitgliedschaft   in  einem  sog.   Straf-oder  Bewährungsbataillon   nicht
entschädigungsfähig   sein   sollte   im  Rahmen   der  A`KG-Richtlinien.
Ich  ``i'erkenne  nicht,   daß  der  Dienst   in  einer  solchen   Einheit  äußerst  hart   und
mit   grQßen   Lebensgefahren   ``/erbunden  war.   Er   ist   .jedoch  mit   einer  Haft   !jn.ter
rechtsstaatswidrigen   Bedingungen   z.   8.    in   einem   Kc!nzentration§1ager   nicht
vergleichbar`   zumal   auch   in   rechtsstaatlich,  Qrier!tierten  Armeen  entsprechende
Einheiten  eingerichtet  waren,
Die  Voraussetzungen   für  die  Gew`ährung  einer   laufenden   Beihilfe   im  Sinne  der
Härterichtlinien  sind  daher   leider  nicht  erfüllt.

Ich  bedaure`   Ihrem  Antrag  nicht   stättgeben   zu   können.

Vorsorglich  weise   ich  darauf  hin,   daß  gemäß   §   5   Satz   1   der  AKG-Härterichtlinign
kein  Rechtsanspruch  auf  die  Beihilfe  besteht.

Ich  mache   noch  darauf  aufmerksam,   daß  für  Sie   gegebenenfalls  die  Möglichkeit
besteht,   bei   der  für  Sie   zuständigen  OberfinanzdirektiQn   F`iel,   Bundes`v`ermögens-
abteilung,   A`dQlfstr.14  -18,   Postfach   1142,   2300   Kiel   1,   einen  Antrag   auf   eine
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einmalige  Beihilfe  nach  den  AKG-Härterichtlinieri  für  erlittene`Konzentratic!ns-
lagerhaft  zu  stellen.

Ob  ein  entsprechender  Antrag  dort  Aussicht  auf  Erfclg  habeii   könnte.   kann  \/c!n
hier  jedoch  leider  nicht  beurteilt  werden,   da  ein  solcher  Aufenthalt,   auch
hi!isichtlich  der  Daijer,   grundsätzlich  nachgewiesen  werden  muß.   Die  hier  durch-
geführten  Ermittlungen  häben  hinsichtlich  der  Da!jer  lhres  Aufenthaltes   in  den
Emslandlagern   keine   Erkenntnisse  ergeben.   Es   liegt   insoweit   lediglich  die
Auskunft  des  Niedersächsischen  Staatsarchi\/s   in  Osnabrück  \.`or,   daß  Sie  am
02.11.1943   in   die  Strafanstalt   Lingen   eingeliefert  wurden   und  von  c!Qrt   am
04.11.1943   in   das   Lager   111   Brual   Rhec!e   kamen.

Die  Höhe  einer  einmaligen   Beihilfe  nach  den  AKG-Härtei-ichtlinien   steht   grund-
sätzlich   im  Ermessen  der  zuständigen  Oberfinanzdirektion.
In  Anlehnung  an   §   45   Bundesentschädigungsgesetz  wird  jedoch   in  der  Regel   für
jeden  Monat  einer   rechtswidrigen  Freiheitsentziehung  ein  Betrag  von  bis  zu
150,00   DM   zugrundegelegt,

Bechtsbehelfsbelehrung:

Gegen   diesen   Bescheid   kann   innerhalb   eines   MQnats   naGh   Bekanntgabe  WidersGiruch
erhoben   werc!en.   Der  Widerspruch   ist   bei   c!er  Oberfinanzc!irektior!   Köln,   P`iehler
Platz   2,   5000   Köln   1,   schriftlich  oder   zur  NiedersGhrift   einzulegen.

Mit   freundlichen   Grüßen
lm  Auftrag




